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Einzahlungsschein Heftmitte

Bundesbern missachtet 
Verfassungsauftrag
Vor über drei Jahren, am 9. Februar 2014 haben Volk und  
Stände die Volksinitiative gegen die Masseneinwanderung  
angenommen. Deren Forderungen sind damit bindender  
Verfassungsauftrag an die Bundesbehörden.

Von  
Christoph Blocher, 
alt Bundesrat
8704 Herrliberg ZH

Der Bundesrat, der gemäss Bundesverfassung 
den vom Volk geäusserten Willen umzusetzen 
hat, hätte die im Verfassungsauftrag sehr konkret 
formulierten Forderungen zur Eindämmung der 
Masseneinwanderung innert drei Jahren, also bis 
spätestens 9. Februar 2017, umsetzen müssen.

Verfassungsbruch
Aber Parlament und Bundesrat haben im De-
zember 2016 ausdrücklich und formell die 
Nicht-Umsetzung der von Volk und Ständen 
angenommenen Initiative gegen die Massen-
einwanderung beschlossen. Sie brechen mit der 
direkten Demokratie – sie missachten den Sou-
verän des Landes.
Als angeblichen Ersatz für die Nicht-Umsetzung 
des Volksentscheids verabschiedeten sie indes-
sen eine mit der Leerformel «Inländervorrang 
light» betitelte bürokratische Regulierung der 
künftigen Stellenvergabe. Die betont vage ge-
haltenen Bestimmungen zu dieser Regulierung 
erfüllen indessen keine einzige Forderung des 
Art. 121a der Bundesverfassung, in welchem der 
durch den Volksentscheid gegen die Massenein-
wanderung am 9. Februar 2014 als verbindlich 
erklärten Verfassungsauftrag heute festgehalten 
ist.
Christoph Blocher, ehemaliger Bundesrat und 
heute Präsident des Komitees «Gegen den 
schleichenden EU-Beitritt» hat in Bezug auf 
den Verweigerungsentscheid Bundesberns und 
den tatsächlich erfolgten Verfassungsbruch der 
Neuen Zürcher Zeitung am 1. Februar 2017 

ein ausführliches Interview («Der Bundesrat hat 
noch neun Tage») gegeben.
Wir vermitteln den Lesern des EU-No Bulle-
tins jene Passage aus diesem NZZ-Interview im 
Wortlaut, in der sich Christoph Blocher zu den 
Konsequenzen der von Bundesbern durchge-
setzten Nicht-Umsetzung des Verfassungsauf-
trags vom 9. Februar 2014 äussert:

Der Entscheid Bundesberns
NZZ: Die SVP will die Personenfreizügigkeit 
beerdigen. Wie wird die SVP bezüglich einer 
Volksinitiative zur Kündigung der Personen-
freizügigkeit konkret vorgehen?
Christoph Blocher: Volk und Stände haben die 
Personenfreizügigkeit verfassungsmässig am 9. 
Februar 2014 abgelehnt, denn der beschlossene 
Artikel 121a ist das Gegenteil der Personen-

freizügigkeit. Dies hat auch der Bundesrat vor 
der Abstimmung stets betont. Das Volk wollte 
dies so.
Einspruch: Die Kündigung der Personenfreizü-
gigkeit steht nicht im Verfassungstext.
Das ist auch nicht nötig. Der Verfassungstext 
verlangt die Kontrolle der Einwanderung und 

sagt detailliert, wie dies geschehen soll. Er gibt 
Bundesrat und Parlament bis zum 9. Februar 
2017 Zeit, um dies durch Verhandlungen mit 
der EU zu bewerkstelligen. Die Verfassung sagt, 
wenn das nicht gelingt, hat der Bundesrat die 
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Verfassung durch Verordnung zu erfüllen. Der 
Bundesrat hat also jetzt (gesehen vom 1. Februar 
aus, dem Tag des Erscheinens des Interwievs; 
Anm. EU-No) noch neun Tage, um dies zu 
tun. Ob er dies mit oder ohne Kündigung tut, 
ist ihm überlassen. Eines lässt die Verfassung 
ganz sicher nicht zu: die Personenfreizügigkeit 
weiterzuführen. Genau dies aber hat die Parla-
mentsmehrheit getan.

Wann kommt die Initiative?
Tatsache ist, dass die Kündigung der Personen-
freizügigkeit kein Verfassungsauftrag ist. Wann 
und wie werden Sie also die Volksinitiative lan-
cieren?
Die Kündigung internationaler Verträge ist Sa-
che des Bundesrates. Die SVP muss eine Lösung 
finden, die auch bösartige Volksverächter nicht 
so leicht umgehen können. Darum: Eine Kün-
digung des Personenfreizügigkeitsabkommens, 
des FZA, alleine genügt nicht. Sonst kommen 
die Schlaumeier wieder und sagen, dass nur die 
Kündigung vorgesehen sei. Aber nicht, dass kei-
ne anderen Verträge mit gleicher Stossrichtung 
abgeschlossen werden können.
Und was heisst das nun?
Auch für die glühendsten Vertreter des Freihan-
dels kann die Personenfreizügigkeit nie funk-

tionieren. Das hält der massgebende Ökonom 
Milton Friedman, Nobelpreisträger und ausge-
sprochener Befürworter des Freihandels, allge-
meingültig fest. Vielleicht ginge es, wenn man 
den Sozialstaat ganz abschaffen würde. Darum: 
In allen westlichen Staaten, sei es in den USA, 
England oder Frankreich, ist die Personenfreizü-
gigkeit das Problem schlechthin. Trump, Brexit, 
Le Pen, Wilders, AfD oder Beppe Grillo wären 
ohne Personenfreizügigkeit nie möglich gewor-
den. Eine Variante ist, dass die Bundesverfas-
sung ein FZA oder die Personenfreizügigkeit 
generell untersagt.

Was bedeutet «Personenfreizügig-
keit»?
Dann müssten Sie die Personenfreizügigkeit ge-
nau definieren.
Genau. Machen wir es! Die Personenfreizügig-
keit gibt einem Ausländer den Rechtsanspruch, 
in unserem Staat Arbeit zu suchen, ohne Bewilli-
gung zu arbeiten, zu diesem Zweck hier zu woh-
nen, die Familie nachzuziehen und auch nach der 
Beschäftigung hier zu bleiben und in Hinsicht 
auf Arbeitsbedingungen, Sozialleistungen und 
anderes mehr gleich behandelt zu werden wie 
die schweizerischen Staatsangehörigen. Bei to-
taler Personenfreizügigkeit gilt dies auch für die 

Niederlassungsfreiheit für andere Personengrup-
pen und Firmen.
Wie lautete denn ein Verfassungstext konkret?
Das werden Sie dann sehen, wenn er vorliegt. Im 
Text ist sicher ein generelles Verbot, solche FZA 
abzuschliessen.

Alternativen?
Gäbe es andere Wege als diesen?
Möglich wäre eine Vorschrift, dass Ausländer, 
die keine Bewilligung haben, sich nur für drei 
Monate in der Schweiz aufhalten dürfen. Das 
ermöglicht dann wieder eine eigenständige Kon-
trolle.
Und weitere Varianten?
Denkbar wäre ein generelles verfassungsmäs-
siges Verbot für Verträge, die die Unabhängig-
keit und die Handlungsfreiheit der Schweiz in 
der Zukunft beeinträchtigen unter Einschluss 
von FZA. Das verhinderte dann auch das ge-
plante Rahmenabkommen mit institutioneller 
Bindung. Früher war dies selbstverständlich.
Die dritte Variante ist kaum praktikabel. Was 
passiert dann mit den bestehenden Bilateralen 
I und II? Welche müsste man kündigen, welche 
nicht?
Ausser dem FZA sehe ich im Moment keinen zu 
kündigenden Vertrag.

Ist das Fortschritt?
Ist das Fortschritt? Vor gut 15 Jahren hat Klaus 
J. Stöhlker ein Buch veröffentlicht mit dem Titel 
«Die Schweiz im Blindflug». Es ist aktueller 
denn je! Wir haben uns in die falsche Richtung 
entwickelt, wir geben uns dem Wohlstand hin 
und zehren von der Substanz. Einige Beispiele:
 
• In vielen ländlichen Gebieten war es üblich, 
dass es auf Gemeindegebiet mehrere (abge-
legene) Schulhäuser gab. In der Regel eine 
Gesamtschule, 3–5 Klassen in einem Raum. 
Die Gemeinden verfügten offensichtlich über 
die Mittel, diese Schulhäuser zu bauen, zu un-
terhalten und die Lehrer zu besolden. Praktisch 
alle derartigen Schulen sind geschlossen. Kein 
Geld mehr. Es wird «anderweitig» verwendet 
bzw. vergeudet.
 
• Die Post ist nun im Durchschnitt 8–10 km ent-
fernt; der nächste Polizeiposten ist mind. 10–12 
km entfernt. Das nennt sich dann Bürgernähe. 
Dafür sind auf den Schulhausplätzen private 
Sicherheitdienste auf Streife.
 
• Anstelle des Bahnhofschalters ist jetzt ein Ke-
bab-Laden. Keine Beratung mehr, Billet am Au-
tomaten lösen. Oftmals nur Münzen. Bahnfah-
ren ist zum Luxus geworden. Zürich-Bern kostet 
ohne Halbtax-Abo Fr. 80.–; Zürich-München 
mit Flixbus Fr. 15.– Unterschied: im Flixbus 
haben Sie einen Sitzplatz, in der Bahn nur «ein 
Anrecht auf eine Beförderung» – von Sitzplatz 
hat niemand gesprochen…
 
• Die Steuern sind kontinuierlich gestiegen; der 
durchschnittliche Grenzsteuersatz für selbst be-

wohntes Eigentum ist über 20%! Eigentümer, 
vor allem im Mittelstand, werden systematisch 
ausgesaugt. Der Mittelstand bezahlt auch am 
meisten Steuern. Da ja im Aargau fast 20% der 
Steuerpflichtigen keine oder minimalste Steuern 
bezahlen.
 
• Der Umwandlungssatz bei der 2. Säule soll 
gesenkt werden, was zu einer satten Einbusse 
an Rente führt. Die Durchschnittsrente in der 2. 
Säule sinkt um gut Fr. 4’000.– pro Jahr!
 
• Bald muss in jedem zweiten Haushalt ein 
Zweitverdiener zum Einkommen beisteuern, da 
ein Gehalt nicht mehr reicht, um den gewohnten 
Lebensstandard zu halten und die horrenden 
Krankenkassenprämien bezahlen zu können.
 
• Flächendeckend hat sich eine Abzockermenta-
lität breitgemacht: Beispiele sind die Giganten 
aus Bank, Chemie und Versicherungen. Was 
auf höchster Ebene mit Boni vorgemacht wird, 
setzt sich auf der nächsten Ebene in überrissenen 
Margen, Preisen und Gebühren fort.
 
• Immer mehr Arbeiten werden dem Endver-
braucher «anvertraut». Selbstverständlich ohne 
Preisreduktion. Im Supermarkt gibt es die 
Selbsterfassung der eingekauften Waren. Und 
draussen marschieren die ehemaligen Verkäufe-
rinnen zum Sozialamt.
 
• Die Classe politique hat den Boden unter den 
Füssen verloren. Keine Auftragstreue mehr und 
völlige Willkür bei der Gesetzes-Umsetzung. 
Eine Regierung, die sich in konstanter Arbeits-

verweigerung übt und die Aufgaben vorsätzlich 
missachtet.
 
• Der Wohlstand hat zu einer landesweiten 
Veränderung der Mentalität geführt: keine Re-
lationen mehr, völlige Ahnungslosigkeit und 
Naivität auf der einen, die völlig abgehobene 
Finanz-Arroganz auf der andern Seite.
 
• Der umfassende Irrglaube, dass es uns deshalb 
gut geht, da das Geld «billig» ist; dass aber im-
mer mehr Schmarotzer das System auslaugen, 
realisieren Herr und Frau Schweizer nicht.
 
Büro Hagmann

Spenden in WIR

Sie können Spenden  
an DIE IDEE auch in  
WIR tätigen.

Spenden in WIR bitte BA  
an DIE IDEE, Postfach 6803,  
3001 Bern, senden.  
Konto 119 571-37

IBAN: CH27 0839 1114 9384 7000 0

Herzlichen Dank für Ihre Unterstüt-
zung.
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Auflösung Wettbewerb  
DIE IDEE 2/17
Die Frage war: Wo wurde dieses Bild  
aufgenommen?

Auflösung: 
Es ging nur eine einzige richtige Lösung ein. Das 
Bild zeigt den Blick auf das «Stöcklichrüz» (SZ). 
Der Weg führt weiter Richtung Gueteregg.

Gewinner:

Katharina und Peter Kälin-Föhn, Egg

Wettbewerbsfrage: 

Wettbewerb Antwort auf Talon Seite 16 oder per Mail an idee@jsvp.ch
Wer mitmacht, gewinnt!

www.pikom.ch

Zu gewinnen sind Eintritte in den Zürcher Zoo gestiftet von  
Pierre Juchli, Vorstandsmitglied des Parteiunabhängigen  
Komitees PIKOM aus Zürich.

Benutzen Sie den Talon auf Seite 16 oder senden Sie die Lösung via Mail an idee@jsvp.ch

Welche Jahrzahl ist auf diesem  
exklusiven Bild aus dem Schloss Worb/BE 
erkennbar?

Prima i Nostri per la Svizzera –
JSVP fordert Beschränkungsinitiative!

Die Delegierten der Jungen SVP Schweiz ha-
ben sich an der 39. Delegiertenversammlung in 
Lugano TI klar für die Unterstützung der neu-
en Zuwanderungsinitiative der SVP und AUNS 
ausgesprochen. In einem impulsiven Referat 
des Tessiner JSVP Präsidenten Daniel Grumelli 
wurden die konkreten Auswirkungen der kata-
strophalen Migrationspolitik am Beispiel des 
Tessins gnadenlos aufgedeckt.

Die Kräfte der Jungen SVP Schweiz werden sich 
im nächsten Jahr prioritär auf die Unterschrif-
tensammlung für die Beschränkungsinitiative 
der SVP und AUNS fokussieren.  Neben dem 
Rahmenabkommen sei es das wohl nötigste und 
wichtigste Vorhaben des nächsten Jahres, meint 
Benjamin Fischer, Präsident der Jungen SVP 

Schweiz. Eine kontrollierte, massvolle und si-
chere Zuwanderung löst die grossen Probleme, 
die die Schweizer Bevölkerung erdrücken. Der 
Terrorismus, die Masseneinwanderung, die 
Kapazitätsengpässe im Verkehr, die horrenden 
Wohnkosten und viele andere Probleme können 
nur durch eine kontrollierte Zuwanderung kon-
sequent und nachhaltig bekämpft werden.

Weiter wurde die Parole zur Reform der Alters-
vorsorge 2020 gefasst. Diese würde laut Benja-
min Fischer spätestens im Jahr 2026 wieder zu 
horrenden Defiziten führen. Es ist ein weiteres 
Projekt, bei dem Politiker mit der Giesskanne 
hantieren und die Jugend auf einem riesigen 
Schuldenberg zurücklassen. Dies nimmt die Jun-
ge SVP nicht hin und fordert eine nachhaltige 

Finanzierung der Altersvorsorge und keinen ver-
antwortungslosen Ausbau. Die Renten müssen 
auch für zukünftige Generationen sichergestellt 
werden, wenn das Vertrauen der heutigen Jugend 
in die AHV wieder hergestellt werden soll.

Der Gegenvorschlag zur Initiative Ernährungs-
sicherheit wurde von den Delegierten klar 
angenommen. Wir kämpfen für eine sichere 
Selbstversorgung der Schweizer Bevölkerung 
durch heimische Nahrungsmittelproduktion. In 
den gefährlichen Zeiten, in denen wir leben, 
ist ein hoher Selbstversorgungsgrad zwingend 
notwendig. Die Junge SVP Schweiz positioniert 
sich klar für die schweizerische Landwirtschaft.

Zum Ende der Delegiertenversammlung wurde 
die neue Strophe der Landeshymne thematisiert. 
Der Vorschlag der Schweizerischen Gemeinnüt-
zigen Gesellschaft (SGG) ist zu boykottieren. 
Die christlich abendländische Schweiz wurde 
bewusst ausgelassen, die Traditionen und Werte 
der Schweiz gehören nicht durch linke Indoktri-
nation verunstaltet. Die Schweizer Gemeinden 
haben die neue Strophe zu streichen und die 
traditionelle Hymne am Schweizer Nationalfei-
ertag vorzulegen. Linke Spielereien an unseren 
Traditionen werden wir nicht weiter dulden.

Benjamin Fischer,  
Präsident Junge 
SVP Schweiz

Andreas Gerber,  
Generalsekretär  
Junge SVP Schweiz
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Biel wird «Asyl-Stadt», dafür keine Senkung der 
Parkkarten-Tarife

Von  
Sandra Schneider 
Stadträtin SVP,  
Vizepräsidentin  
Junge SVP Kanton 
Bern  
2502 Biel/Bienne BE

Die Stadtratssitzung im Mai 2017 war für alle 
Fans von Gutmenschen-Politik ein Highlight. 
Der Stadtrat nahm ein Postulat an, welche die 
Unterbringung von zusätzlichen 300 Asylsu-
chenden in Biel/Bienne forderte. Der Gemein-
derat wies in seiner Antwort zurecht darauf 
hin, dass die Stadt über keine Möglichkeiten 
bezüglich Unterbringung verfügt. Eine etwaige 
Unterbringung in Zivilschutzanlagen war schon 
im Vornherein ausgeschlossen worden, weil die 
Postulanten explizit nach «oberirdischen Unter-
künften» verlangten.
 
Ungeklärt bleibt ebenfalls, wie dieser „Akt der 
Solidarität“ finanziert werden soll. Die Zustän-
digkeit für Flüchtlinge und vorläufig Aufge-
nommene geht nach fünf resp. sieben Jahren 
auf die kommunalen Sozialdienste – also auf 
die Stadt Biel – über. Spätestens nach ein paar 
Jahren werden sich die Bielerinnen und Bieler 
mit ihrer Brieftasche solidarisch zeigen dürfen. 
Rechnen wir mit 30’000 Franken pro Asyl-
bewerber und Jahr, sind es stolze 9 Millionen 
Franken Mehrausgaben pro Jahr, welche auf 
die jetzt schon überschuldete Stadt zukommen. 
Durch die indirekte Finanzierung der Sozialhilfe 
durch den Kanton dürfen sich dereinst sogar alle 
Bernerinnen und Berner über diese vermeidba-
ren Mehrausgaben freuen.
 
Interessant zu wissen wäre zudem, ob und wie 
viele Privatpersonen ihre Wohnung für diese 
Asylsuchenden zur Verfügung stellen. Oft sind 
es gerade Linke, welche eben keine Asylsuchen-
den bei sich zu Hause aufnehmen. Entweder 
habe man kein Zimmer frei, generell zu wenig 
Platz, oder man hätte kaum Zeit, um den Gast 
«betreuen» zu können. «Papa Staat» wird schon 
zum Rechten schauen. Übrigens: Einen Bieler 
Politiker gibt es, der bei sich zu Hause Flüchtlin-
ge aufgenommen hat: Es handelt sich dabei um 
den SVP-Gemeinderat Beat Feurer, welcher seit 
Jahren mit einer tamilischen Familie unter einem 
Dach lebt. Ein SVP-ler lebt vor, was viele Linke 
gerne predigen.
 
Weniger Solidarität erfuhren am gleichen Abend 
hingegen die Bieler Anwohner und Gewerbe, 
welche auf ein Auto angewiesen sind, aber über 
keinen eigenen Parkplatz verfügen. Diese stellen 
ihr Fahrzeug auf öffentlichen Parkfeldern ab, für 
die sie bei der Stadtverwaltung eine Parkkarte 
kaufen müssen.

Der Bieler Gemeinderat erhöhte 2015 die Park-
gebühren umfassend. Gegen die teils massiven 
Erhöhungen habe ich damals Einsprache erho-
ben und vor dem kantonalen Verwaltungsgericht 
teilweise Recht bekommen. Gewisse Tarifsätze 
musste der Gemeinderat daraufhin fallen lassen 
resp. durfte sie nicht wie geplant erhöhen. An-
dere Tarife sind dennoch stark angestiegen: So 
beträgt der Jahrestarif für die Anwohnerpark-
karte neu 330 Franken (vorher 264 Franken) 
– ein Anstieg von 25 Prozent. Firmenparkkarten 
erhöhten sich gar um einen Drittel von 396 auf 
528 Franken. Der Gemeinderat liess es sich aber 
nicht nehmen, um von einer «massvollen Erhö-
hung» zu sprechen.
 
Vergleichen wir die neuen, höheren Tarifsätze 
in Biel mit denen anderer Städte, zeigt sich, 
dass diese weit höher sind. Dies hält selbst 
der Gemeinderat in seinem tabellarischen An-
hang selber fest. Eine Auswahl: In Bern kosten 
Anwohnerparkkarten jährlich 264 Franken (in 
Biel nun 330 Franken). Firmenparkkarten kosten 
ebenfalls 264 Franken, wofür man in Biel satte 
528 Franken hinlegen muss. Das gleiche Bild in 
Zürich. Dort werden für Anwohner und Firmen 

Bild: zvg

Ich habe gehört, dass neu auf der Autobahn 
rechts vorbeigefahren werden darf. Stimmt das? 
Wie wirkt sich dies bei einem Unfall auf die Ver-
sicherung aus?

Gemäss Strassenverkehrsgesetz ist links zu 
überholen. Das Rechtsüberholen ist also grund-
sätzlich verboten. Ein Rechtsvorbeifahren durch 
Ausschwenken und Wiedereinbiegen auf die-
selbe Spur zum Zwecke des Überholens ist 
ausdrücklich untersagt. Wer dies trotzdem tut, 
begeht eine grobe Verletzung der Verkehrsre-
geln, die mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren 
oder Geldstrafe geahndet wird, und zudem ist 
im Schadenfall allenfalls mit einer Kürzung der 
Versicherungsleistungen zu rechnen. Eine Aus-
nahme von diesem Verbot ist gemäss Verkehrs-
regeln-Verordnung beim Fahren in parallelen 
Kolonnen auf Autobahnen möglich, wobei aber 
nur das sogenannte Rechtsvorbeifahren gestattet 
ist. In einem neueren Urteil hat das Bundesge-
richt seine Praxis an die heutigen Gegebenheiten 
des intensiven Strassenverkehrs angepasst: 

Wenn Fahrzeuge auf der Überholspur faktisch 
nicht mehr schneller vorankommen als diejeni-
gen auf der Normalspur, die Geschwindigkeiten 
auf beiden Spuren also annähernd gleich sind, 
handelt es sich laut diesem Bundesgerichtsurteil 
um Kolonnenverkehr. In einem solchen Kolon-
nenverkehr darf man auf der Normalspur ohne 
Abzubremsen weiterfahren, wenn die Autos auf 
der Überholspur daneben langsamer werden. 
Bei einem Wechseln von der Überholspur auf 
die Normalspur ist dementsprechend der Vortritt 
des auf der rechten Spur Fahrenden zu beachten.

Rechts vorbeifahren auf der  
Autobahn – wann erlaubt?

Versicherungs-Ratgeber
Schweizerischer  

Versicherungsverband
www.svv.ch

Hätten Sie es gewusst?

jeweils 300 Franken verlangt. In Genf sogar 
nur 200 Franken für Anwohner. In Neuenburg 
kosten beide Karten nur 110 Franken. Und in 
Winterthur, welche aufgrund der Bevölkerungs-
grösse oft als Referenz für Biel herangezogen 
wird, kosten die Parkkarten jährlich nur 50 Fran-
ken. Trotz diesen deutlichen Zahlen glaubt der 
Gemeinderat immer noch, dass die Tarifgestal-
tung keinen negativen Einfluss auf die Attrak-
tivität der Stadt hat. Dabei schert Biel auch im 
regionalen Vergleich oben aus. Im nahen Gren-
chen liegen die Gebühren ebenfalls um einiges 
tiefer. Und all diese Städte haben ebenfalls ein 
Kulturleben, gute Einkaufsmöglichkeiten und 
eine hohe Lebensqualität, das es zu finanzieren 
gilt. Sie langen nur weniger tief in die Taschen 
der Autobesitzer. Wenn Biel (wieder) florieren, 
wachsen und erfolgreich sein soll, braucht es  
attraktive Rahmenbedingungen. Dazu gehört 
auch ein vernünftiger Rahmen für die Gebüh-
rentarife.
 
Ob hingegen 300 zusätzliche Asylplätze für eine 
attraktivere Stadt Biel beitragen, soll und kann 
jeder für sich selber beantworten. Ich bezweifle 
es stark.
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Von Andreas Gerber, Generalsekretär Junge 
SVP Schweiz, 3537 Eggiwil BE

Immer mehr Schweizerinnen und Schweizer 
werden aufgrund ihrer Heimatliebe terrori-
siert, bedroht und attackiert. Die Sicherheit 
der Schweizer Bevölkerung und besonders 
der Schweizer Jugend steht auf dem Spiel! 
Kriminelle ausländische Extremisten haben 
in den Grossstädten bereits seit Längerem 
die Oberhand. Doch sie nennen sich in der 
heutigen Zeit nicht mehr Extremisten. Nein, 
sie nennen sich Kulturschaffende. Es gibt 
mittlerweile wohl kaum eine linksextremere 
Gesinnung, als die der Kulturschaffenden. 
Man trifft sie auch in allen politischen Strö-
mungen an. Sei es bei der Juso, der Operation 
Libero oder auch bei bürgerlichen Jungpar-
teien. Nur eines verbindet alle Linksextremen 
auch heute noch. Sie haben keine Ahnung was 
Arbeit ist. 

Linke Politiker unterstützen Gewalt!
Trotz der massiven Gewalt wird das Problem 
weiterhin verschwiegen. Es ist nebst der Asylpo-
litik eines der grossen Tabu-Themen der linken 
Politiker. Doch wieso ist das so? Liegt es daran, 
dass die linken Politiker allgemein für eine 
Kuscheljustiz einstehen, wollen sie ihr Klientel 
schützen, oder geht es gar um mehr?
Tatsache ist, dass durch die Gewalt in den Städ-
ten kaum noch Heimatliebe zur Schweiz anzu-
treffen ist. Es findet offensichtlich eine städtisch 
legitimierte und gewalttätige Umerziehung der 
Bevölkerung statt. Die linken Politiker wollen 
das Volk mit Terror auf ihre Linie bringen und 
alle Andersdenkenden mit Terror einschüchtern. 
Gewalt gegen Heimatliebende wird auch be-
wusst durch Steuergelder gefördert. Ein Beispiel 

dafür ist die Reithalle, die bekannte Hochburg 
der Linksextremen in Bern. Diese wird durch 
Steuergelder subventioniert und ist darüber hi-
naus vom Kanton steuerbefreit.

Legitimierung der Gewalt durch 
«Experten»
Es vergeht wohl kaum ein Tag, an dem sich in 
den Zeitungen nicht ein «Experte» äussert. Es 
gibt mittlerweile Experten zu allen möglichen 
Themen. Bei Wahlen merkt man dann, wie viel 
diese Experten Wert sind. Egal ob bei Trump 
oder nun in Grossbritannien beim Brexit. Sie 
haben beide Male versagt und das waren mit 
Sicherheit «Top-Experten». Ein solcher Experte 
kam auch bei einem neuerlichen Angriff auf 
einen Heimatliebenden vor. Er rechtfertigte die 
Gewalt im Bericht dadurch, dass er das Opfer in 
die rechtsextreme Ecke stellte. Allgemein wird 

Gewalt immer mehr mit solchen Aussagen legi-
timiert. Es ist eine List, die in der Vergangenheit 
immer von den grössten Extremisten angewen-
det wurde.

Reaktion der JSVP
Die Junge SVP Schweiz hat nach dem Linksex-
tremen-Angriff auf Lukas Bernhards Auto nun 
den Schaden für das Opfer übernommen. Wir 
werden uns nicht durch den Terror von Links 
einschüchtern lassen und uns erst recht nicht 
unsere Meinungsfreiheit nehmen lassen. Auch 
für die Zukunft wollen wir uns vermehrt gegen 
den Terror einsetzen, doch das gelingt uns nur 
durch Siege bei den Wahlen und den Ausbau 
unseres Einflusses.
Deshalb gilt es jetzt mehr denn je die Junge SVP 
zu wählen – für eine freie und sichere Zukunft!

Bild: zvg

Terror gegen Heimatliebende wächst –  
Junge SVP reagiert!

Lukas Bernhard und Andreas Gerber

Leserbrief

Bekämpfung des  
islamistischen Terrorismus
Kommentar zum Bericht in DIE IDEE 1/17.
• Die Bekämpfung von Terror aller Art ist erstens 
möglich, wenn die Sicherheitskräfte (Polizei) 
die nötigen Mittel haben. Dazu gehört genügend 
Personal, eine Überwachung von verdächtigen 
Personen und Gruppen (auch im Internet) sowie 
eine soweit nötige internationale Zusammen-
arbeit.
• Mit der Hochhaltung unserer christlichen Wer-
te und kulturellen Traditionen können wir uns 
sicher behaupten. Dabei ist zu beachten, dass 
man Gewalttäter und die Mehrheit anderer Kul-

turkreise, welche sich rechtmässig verhalten und 
andere auch leben lässt, differenziert beurteilt. 
Es soll deshalb niemand darunter leiden, wer 
sich von Gewalttätern und Gesetzesbrechern 
distanziert.  
• Ich wohne in einer Gemeinde mit rund 2000 
Einwohnern und gehe davon aus, dass wir unter 
unseren Mitbürgern auch Mitglieder der JSVP 
haben. Wie wäre es, wenn sie als Partei ihre 
jungen Mitglieder zu begeistern versuchten, in 
einem unserer Dorfvereine mitzumachen oder 
sich in der Kirchgemeinde oder Einwohnerge-

meinde zu engagieren. Wir suchen von Zeit zu 
Zeit Gemeinde- oder Kirchgemeinderäte und 
könnten Junge brauchen, welchen unsere Kultur 
so am Herzen liegt.
• Das gleiche gilt auch für unsere Gesang- und 
Sportvereine, sowie die Musikgesellschaft. Ich 
bin selbst in zwei Ortsvereinen aktiv, näm-
lich Gemischter Chor Rüedisbach-Oesch (ca. 
30 Mitglieder, u.a. dort wären besonders Junge 
erwünscht, da das jüngste Mitglied 49 Jahre 
alt ist und im Tenor nur 3 Stimmen vorhanden 
sind) und Männerchor Wynigen (ca. 15 Mit-
glieder). Interessierte können sich informieren 
unter www.wynigen.ch – Wohnen und Freizeit 
– Vereine und www.ref.ch/wynigen bzw. www.
kirchgemeinde wynigen.ch
Ich glaube, der Erhaltung unserer Kultur und 
Traditionen ist am besten gedient, wenn man 
selbst auf eine Art aktiv tätig ist. Auf solche Bür-
ger, besonders Junge, warten wir schon lange.

Hansruedi Hirschi, 3472 Wynigen
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Einige Gedanken zur Zukunft der Jungen SVP  
Kanton Zürich
«Wer Visionen hat, sollte zum Arzt gehen!», meinte Helmut Schmidt während des Bundestagswahlkampfes 1980 in Deutsch-
land. Und er hatte recht! Visionen sind nicht das, was die JSVP ZH in den nächsten Jahren haben sollte, sondern vielmehr den 
Willen, Knochen- und Basisarbeit für unsere Überzeugungen und Ideen zu leisten. Einige Gedanken zu meinem Amtsantritt als 
Präsident der grössten Jungpartei im Kanton Zürich.

Kurz bevor im Vorstand der JSVP ZH der Ent-
scheid viel, dass ich für das Amt als Präsident 
vorgeschlagen werden sollte, verbrachte ich ei-
nen Abend mit Freunden in meiner Stammbar in 
Zürich. Schnell kam man ins Gespräch mit ande-
ren Leuten, und noch schneller wurde auf meine 
politische Tätigkeit als Vorstandsmitglied der 
JSVP aufmerksam gemacht. Ein 16-jähriger be-
gann mit mir über das Schweizer Politgeschehen 
zu diskutieren und erzürnte sich über die Nicht-
Umsetzung der Masseneinwanderungsinitiative. 
Zum Schluss meinte er: «Glaub mir, es gibt viele 
Jugendliche, welche ähnliche Einstellungen ha-
ben wie wir, nur darf man das nicht sagen!» Ein 
Satz, welcher mich zum Nachdenken brachte.

Anlaufstelle für Junge sein
Etliche Studien zeigen, dass Jugendliche heute 
rechter ticken als früher, Spüren tut man dies 
aber zu wenig. Ein erster Punkt, bei welchem 
wir als Jungpartei dringend ansetzen müssen! 
Die Junge SVP Kanton Zürich muss die erste 
Anlaufstelle für alle Jugendlichen sein, wenn es 
darum geht, kritische Themen im Leben eines 
Jugendlichen im 21. Jahrhundert auf das po-
litische Parkett zu bringen. Von der Bildung, 
über die Energie- oder Finanzpolitik bis hin zur 
Thematik Sicherheit gibt es etliche Probleme 

oder Fragestellungen, welche uns Junge frontal 
betreffen. Fragen wie: «Erhalte ich bei meiner 
Pension noch AHV-Rente?» oder «Wie viel von 
meinem Lohn werde ich in Zukunft abgeben 
müssen, um Prestigeprojekte unserer Regierung 
(z.B. Energiestrategie 2050) ausbaden zu dür-
fen». Auf solche Fragen müssen wir antworten 
liefern und unsere Anliegen zusammen mit an-
deren Jugendlichen auf die politische Agenda 
bringen.

Mehr Aktivismus, mehr Durch-
schlagskraft
Ein zweiter Punkt, welcher mir am Herzen liegt, 
ist die Verbesserung unseres öffentlichen Auf-
tritts. Nach einem beispielhaften Wahlkampf 
2015, angeführt durch unseren damaligen Prä-
sidenten Pascal Theiler, wurde es um die Junge 
SVP Kanton Zürich im letzten Jahr ziemlich ru-
hig. Einerseits fielen auf einen Schlag drei Vor-
standsmitglieder aus, andererseits vermochte der 
übriggebliebene Vorstand keine wirklichen Ak-
zente mehr zu setzen. Dies wollen wir in Zukunft 
wieder ändern. Standaktionen vor nationalen 
und kantonalen Abstimmungen, Teilnahmen 
an Podien, einen starken Social-Media-Auftritt 
(Ausbau der Gefässe Instagram und Snapchat) 
stehen weit oben auf der Prioritätenliste. Nur 
mit Aktivismus und Präsenz können wir unsere 
Ziele (Ausbau der Mitgliederanzahl, politische 
Mitsprache im Kanton) erreichen.

Stärkere Zusammenarbeit mit der 
Mutterpartei
Die Junge SVP Kanton Zürich ist eine unabhän-
gige Partei und entscheidet selbstständig über 
Parolen, politische Aktivität und Parteistruk-
turen. Dies soll auch in Zukunft so bleiben. Die 
Junge SVP ist im Gegensatz zu den «Alten» 

eine Partei, welche vor Allem eine Zielgruppe 
ansprechen soll, weshalb unabhängiges Handeln 
von höchster Wichtigkeit ist. Dies soll aber nicht 
heissen, dass wir die Zusammenarbeit mit der 
SVP des Kantons Zürich nicht erhalten oder gar 
ausbauen wollen. Um die politischen Geschicke 
im Kanton mitbestimmen zu können sind wir 
darauf angewiesen, einen guten Kontakt zur 
Mutterpartei zu pflegen. Dies soll vor Allem 
durch proaktiven Austausch, Einbindung von 
Jungpartei-Mitgliedern in der Mutterpartei und 
den gegenseitigen Ratschlägen und Ideen liefern 
bewerkstelligt werden. Ich bin überzeugt, dass 
dies optimal gelingen wird.

Zum Schluss noch dies
Meine Damen und Herren, die Junge SVP Kan-
ton Zürich lebt! Nach der diesjährigen Gene-
ralversammlung stand der neue Vorstand kurz 
zusammen, um Termine für das nächste halbe 
Jahr zu definieren, und glauben Sie mir, ich 
habe selten in derart entschlossene Gesichter 
gesehen. Wir sind bereit, ein neues Kapitel in 
der Geschichte der JSVP aufzuschlagen. Nun 
geht es Schlag auf Schlag: An der ersten Sitzung 
mit dem Kantonalvorstand werden die Ressorts 
und die Feinausrichtung der Partei bestimmt, 
und dann geht es bereits los mit der Planung 
von Standaktionen gegen die Energiestrategie 
2050! Im Rahmen dieser, werden wir das KKW 
Gösgen besuchen und uns bei einem Fachreferat 
den letzen Schliff für diese eminent wichtige 
Energieabstimmung holen. Sie werden von uns 
hören!

Bei Anregungen, Bemerkungen oder Ideen rund 
um die Junge SVP Kanton Zürich dürfen Sie sich 
gerne unter wachter@jsvp-zh.ch melden.

Von  
Marc Wachter 
Junior Trainee  
Firmenkunden 
Zürcher Kantonal-
bank ZKB, 
8001 Zürich ZH
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Vortrag von

Div aD Peter Regli
zum aktuellen Thema

«Unsere nationale Sicherheit: ist sie  
im neuen Jahr noch gewährleistet?»

Donnerstag, 5. Oktober 2017, Kaserne Bern,  
Auditorium, Papiermühlestrasse 13  
(Navigationsystem: Kasernenstrasse 27)
18.45 Uhr Apéro, 19.30 Referat

Einladung zum Vortrag der 
SVP Windisch
Dienstag, 26. September 2017, 19.30 Uhr  
in der Sonne Windisch

Andreas Glarner, Nationalrat
Sessionsrückblick und Publikums-Fragerunde

Franziska Roth und Markus Dieth, RR-Wahlkampferöffnung
Was braucht der Aargau?

Martina Bircher, Sozialvorsteherin
Mut zur Wahrheit
Die Kostenwahrheit im Asylwesen und in der Sozialhilfe
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Gedanken über die kommende AHV-Revisions- 
Abstimmung – aus dem fernen Alaska

Von Samy Gugger aus Alaska

Wie den meisten von Euch sicher bekannt ist, 
verweile ich seit Jahren von Juni - August ge-
schäftlich und auch ferienhalber in Alaska. Aber 
auch hier interessiert mich die Politik, und ich 
ziehe gerne Vergleiche mit der Schweiz.

Hier eine kurze Geschichte, wie es kommen 
kann, wenn ein Staat Geld ausgibt, das er gar 
nicht hat:

Mit hohen Ölpreisen liess sich über Jahre in 
Alaska gut leben. Sehr niedrige Einkommens-
steuer für Private, gut zahlende Ölfirmen und 
hohe Einnahmen aus den Ölverkäufen und eine 
jährliche Rückvergütung von 1’200 – 1’900 Dol-
lar für jeden Einwohner Alaskas, jeden Alters, 
der mind. 6 Monate im Winter hier lebt. Staats-
angestellte, Lehrer, Zollbeamte, US-Armeean-
gehörige etc. können mit einer guten Rente nach 
20 Dienstjahren in Pension gehen (also bereits 
ab 40 Jahren!) 

Das geht gut, solange man Geld im Überfluss hat 
und einen Sozialstaat aufbaut! Jetzt kommt das 
grosse ABER:

Die Ölpreise sind im Keller, Ölbohrungen wer-
den eingestellt, im Ölgeschäft wurden ca. 10’000 
Mitarbeiter entlassen, die zu bezahlenden Ren-
ten steigen unaufhaltsam, die Altersgrenze steht 
(noch) nicht zur Diskussion, dass Geld droht 
auszugehen! Alaska hat die höchste Arbeitslo-
senquote in den USA!

So kommt es, dass am 26. Juni 2017 kein Bud-
get für die zweite Jahreshälfte zur Verfügung 
stand! 3’000 Staatsangestellten, Parkwächtern, 

Lehrern, staatlichen Fahrdienst-Angestellten 
drohte die sofortige Kündigung! 2 Tage vor dem 
Bankrott konnte sich schliesslich das Parlament 
und die Regierung auf eine erneute Krediterwei-
terung und ein provisorisches Budget bis Ende 
2017 einigen! So passiert in Alaska 2017! Wie 
es im 2018 weiter geht, wurde noch nicht einmal 
beraten!

Das erinnert mich stark an unsere Ausgaben-
Politik in der Schweiz, insbesondere an die vom 
Parlament beschlossene AHV-Revision, die am 
kommenden 24. September 2017 zur Abstim-
mung kommt, und die gemäss Vorlage bei einer 
Annahme direkt auf eine Zahlungsunfähigkeit 
der AHV hin steuert. Für eine Sanierung der 
AHV und eine Sicherung der zukünftigen Ren-
ten braucht es deshalb ein klares NEIN. 

Gründe für eine Ablehnung gibt es genug, hier 
nur einige:
•  In ca. 10 Jahren, d.h. schon ab 2027, gehen 

die letzten Jahrgänge der Baby-Boom-Jahre in 
Pension. Das heisst, es bezahlen viel weniger 
Erwerbstätige in die AHV-Kasse ein.

•  1960 war das Verhältnis Rentner/Zahlende 1:6, 
bald wird das Verhältnis nur noch 1:2 sein. Die 
Folge: wenige müssen mehr AHV einzahlen.  

•  War die Lebenserwartung Ende der 1960er Jah-
re bei 69/74 Männer/Frauen, so ist diese jetzt 
bei 79/82 Jahren, was sehr erfreulich ist, aber 
viel Geld kostet.

•  Wie kann die AHV gerecht saniert werden, 
ohne die zukünftige Generation übermässig 
zu belasten, resp. einen riesigen Schuldenberg 
zu hinterlassen und dass trotzdem keine Ren-

tenkürzungen vorgenommen werden müssen? 
Sicher nicht mit einer Erhöhung der monatli-
chen Rente für NEUE AHV-Bezüger (wie in 
der AHV-Revision vorgesehen!)

•  Diese Fr. 70.– sind nur ein Abstimmungs-
Zückerchen. Anderseits werden die heutigen 
AHV-Bezüger diskriminiert, und ganz beson-
ders die ÄRMSTEN unter uns!

•  Die GROSSE Ungerechtigkeit dieser Fr. 70.– 
besteht unter anderem darin, dass Reich (auch 
Millionäre) und Arm diese Fr. 70.– zusätz-
lich erhalten sollen. Nicht genug damit, den 
Ärmsten wird unter Umständen, bei Erreichen 
eines gewissen Betrages, gar die Ergänzungs-
leistung gekürzt oder gestrichen!

•  Ist es gerecht, wenn junge Erwerbstätige so-
lange sie arbeiten für die ältere Generation (ich 
zähle mich auch dazu) mehr bezahlen, um dann 
bei Erreichen des Pensionsalters feststellen zu 
müssen, dass die AHV nur ungenügend Geld 
für sie zur Verfügung stellt, und z.B. die MwSt. 
ins unendliche erhöht werden muss?

•  Nachweisbar wird bei der vorgesehenen AHV-
Revision ab 2030 ein Milliardenloch sein und 
eine gerechte Auszahlung verhindert werden, 
resp. es droht eine Kürzung der monatlichen 
AHV-Auszahlung.

Ja, das sind einige Gedanken die ich mir an 
einem der wenigen Regentage in Alaska ge-
macht habe. Ich hoffe, dass ich Euch mit meinen 
Ausführungen nicht gelangweilt habe, sondern 
aufzeigen konnte, bei Freunden und Bekannten 
für die Ablehnung der AHV einzustehen und das 
NEIN begründen zu können.
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Sind Sie schon Mitglied?
Treten Sie dem PIKOM bei, welches sich zum Ziel gesetzt hat, die Öffentlichkeit über die wahren  
Fakten und Entwicklungen im Bereich der Ausländerpolitik zu informieren. Der jährliche Beitrag beträgt 
Fr. 65.–. Sie erhalten einen Einzahlungsschein für den Jahresbeitrag.

l  Ich will Mitglied werden l  Senden Sie mir weitere Informationen zu

Name: 

Vorname:

Strasse/Nr.:

PLZ: Ort:

Telefon:

E-Mail:

Einsenden an: PIKOM, 5000 Aarau – Fax 031 981 39 82 www.pikom.ch

PA RT E I U N A B H Ä N G I G E S  I N F O R M AT I O N S K O M I T E E

PA RT E I U N A B H Ä N G I G E S  I N F O R M AT I O N S K O M I T E E

✁

Landesrecht vor Völkerrecht
Mehrheiten im Bundesrat, im Parlament und Bundesge-
richt stellen das nicht demokratisch legitimierte «Völker-
recht» über unsere Verfassung. Damit wird die direkte 
Demokratie ausgehebelt, die Einbindung in die EU vo-
rangetrieben. Die Entmachtung der Stimmbürgerinnen 
und Stimmbürger ist in vollem Gang !

Erstmals ein Mitglied der 
Frauenfelder Zelle der 
«’Ndrangheta» an Italien 
ausgeliefert

Zwölf Personen wurden im Thurgau und eine im Kan-
ton Zürich festgenommen, diese 13 Männer sollen der 
Frauenfelder Zelle der kalabresischen Mafia angehören, 
gegen die die Bundesanwaltschaft seit Jahren ermittelt. 
Die Beschwerdeentscheide zu den zwölf anderen Mit-
gliedern sind noch hängig.

Bundesverwaltungsgericht 
stoppt Rückführungen nach 
Ungarn

Das Gericht hat eine Beschwerde eines jungen Kongo-
lesen gutgeheissen, der über Ungarn und Österreich in 
die Schweiz eingereist war. Weil er in Ungarn registriert 
war, trat das Staatssekretariat für Migration (SEM) auf 
sein Asylgesuch nicht ein, gemäss Dublin-Abkommen 
sei Ungarn zuständig. Das SEM muss zuerst klären, ob 
dort die gesetzliche und humanitäre Situation für Rück-
kehrer zulässig sei. Gemäss Europäischem Gerichtshof 
für Menschenrechte würde die Unterbringung in Transit-
zonen einer Inhaftierung mit alarmierenden Verhältnis-
sen gleich kommen. Vom Entscheid sind derzeit über 
2’500 Flüchtlinge betroffen. 

NEIN zur Verschleuderung 
unseres Bürgerrechts

Am 1. Januar 2018 tritt das so genannte «verschärfte 
Bürgerrechtsgesetz» in Kraft. Neu werden sich nur noch 
Ausländer einbürgern können, die über eine Niederlas-
sungsbewilligung (C-Ausweis) verfügen, seit mindes-

tens zehn Jahren in der Schweiz leben 
und integriert sind.
Landauf, landab werden nun von 
selbsternannten Gutmenschen geziel-
te Einbürgerungs-Werbekampagnen 
durchgeführt, mit der Behauptung, 
frühere Einbürgerungen würden die In-
tegration fördern und die direkte Demo-
kratie stärken. Die Einbürgerung ist je-
doch der Abschluss, die Krönung einer 
guten Integration, was als zukünftiger 
«Doppelbürger» jedoch nicht möglich 
sein wird. Gleichzeitig beginnen immer 
mehr Gemeinden die Einbürgerung zur 
Sache des Gemeinderates zu erklären 
und von den Stimmbürgerinnen und 
Stimmbürgern fernzuhalten, also ein 
weiterer Abbau der direkten Demokra-
tie!

Reiseverbot für Flüchtlinge
Entgegen der Haltung des Bundesrats sprach sich der 
Nationalrat überraschend deutlich für ein Reiseverbot für 
vorläufig Aufgenommene aus. Simonetta Sommaruga 
betonte vergeblich, auch sie wolle keinen Missbrauch, 
der Bund habe extra eine Meldestelle eingerichtet und 
gehe jedem einzelnen Verdachtsfall nach. 
Die Rechnung geht nicht auf, wer in der Heimat an Leib 
und Leben bedroht ist, trotzdem in sein Heimatland rei-
sen kann, stellt sich unweigerlich die Frage, warum er 
nicht dort bleibt, wenn die Gefahr eben keine Gefahr 
mehr ist. 

Zwei Drittel der Muslime 
halten die Scharia wichtiger 
als die Gesetze des Landes

Niederländer Ruud Koopmans, Koryphähe der Migra-
tionsforschung: Die Hälfte der volljährigen Muslime 
hängt einem erzkonservativen Islam an, der wenig 
Wert auf die Rechte von Frauen, Homosexuellen und 
Andersgläubigen legt. Von weltweit 500 Millionen sind 
mindestens 50 Millionen Muslime bereit, Gewalt zu ak-

zeptieren, um den Islam zu verteidigen. Die Bedrohung 
geht auch von denen aus, die Radikale unterstützen, sie 
ermutigen, ihnen Unterschlupf bieten oder bei Beobach-
tungen einfach den Mund halten. Der Ägyptische Präsi-
dent as-Sisi sagte in seiner Neujahrsansprache 2015: 
«Das Werk der islamischen Texte und Ideen, die wir 
über Jahrhunderte als heilig erklärt haben, erzürnt die 
gesamte Welt. Wir brauchen eine religiöse Revolution». 

Schweiz finanziert vielen 
Flüchtlingen gesamten Le-
bensunterhalt

Was das kostet, ist kaum bekannt. Beispiel: Ein unver-
heirateter Eritreer kommt mit 20 Jahren in die Schweiz, 
wird als Flüchtling anerkannt, bleibt ledig und bezieht 
45 Jahre Sozialhilfe und 20 Jahre AHV. Er verursacht 
Basiskosten von über 2,1 Millionen Franken. Hinzu 
kommen Extras wie: Zahnarzt, Dentalhygiene, Erst-
Möblierung, Einrichtungsgegenstände, Versicherungen, 
Anwälte, amtliche Papiere, öffentlichen Verkehr aus 
medizinischen oder schulischen Gründen, Brillen, Kran-
kenkassenprämien, Franchise und Selbstbehalt bei der 
Krankenkasse, Umzug, Hausrat- und Haftpflichtversi-
cherung, Radio- und Fernsehgebühren, etc. 
Weitere Beispiele siehe: Weltwoche Nr. 23 «Vier Millio-
nen für eine Hängematte». 

Christliche Minderheit in 
Ägypten erneut Opfer eines 
Anschlages

Bei einem Angriff auf einen mit Kopten besetzten Bus 
wurden mindestens 28 Menschen getötet, unter ihnen 
viele Kinder. Der Bus war in Minja auf dem Weg zu 
einem Kloster, als er von Angreifern mit automatischen 
Waffen beschossen wurde. Die christliche Minderheit ist 
immer wieder Opfer von Gewalt, anfangs April wurden 
bei Anschlägen auf zwei Kirchen in Alexandria und Tan-
ta insgesamt 45 Menschen getötet. Die Kopten machen 
rund zehn Prozent der 92 Millionen Ägypter aus. Mehr 
als 40 koptische Kirchen wurden seit dem Sturz des Prä-
sidenten im Sommer 2013 in Brand gesetzt. 
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Bestellschein Spezialpreise

 Expl. Pro Libertate Freiheit, Demokratie, Menschenwürde … CHF   5.– 
 Expl. Pro Libertate Die schweizerische Flüchtlingspolitik 1933–1945 CHF   5.– 
 Expl. Pro Libertate Die Schweiz im 2. Weltkrieg CHF   5.– 
 Expl. Pro Libertate Das Ende der J-Stempel-Saga CHF   5.– 
 Expl. Pro Libertate ...so dass keiner mehr die Sprache des andern versteht CHF   5.– 
 Expl. Pro Libertate Die gezielte Zerstörung unserer direkten Demokratie … CHF   5.– 
 Expl. Pro Libertate Die Schweiz im 21. Jahrhundert CHF 20.– 
 Expl. Pro Libertate Die Familie im Griff von HarmoS-Bürokraten. Eine Zeitanalyse CHF   5.– 
 Expl. Pro Libertate Herrschaft durch Sprache CHF   5.– 
 Expl. Pro Libertate Erlebter Aktivdienst 1939–1945 CHF 25.– 
 Expl. Pro Libertate Operationsziel Schweiz CHF 29.–
 Expl. Roland Haudenschild 500 Jahre Marignano CHF 45.–
 Expl. Dr. Léon S. Gaucher Die «Gotteskrieger» CHF   8.–
 Expl. Pro Libertate Identität Schweiz CHF 10.– 
 Expl. Junge SVP Schweiz Die Schlacht am Morgarten CHF   5.– 
 Expl. Schweizer Armee Armeekalender 2017 CHF 20.– 
 Expl. Heini Lüthy Aktiv werden in der Politik  CHF 48.– 
 Expl. Michael Limburg Strom ist nicht gleich Strom  CHF 28.– 
 Expl. Jan Mahnert Demokratie und Homokratismus  CHF 30.– 
 Expl. Prof. Dr. Joseph Mächler Wie sich die Schweiz rettete CHF 49.– statt 79.–

 Expl. Verlag Kömedia Schweizer Luft- und Raumfahrt 2017 CHF 30.– statt 35.–

 Expl. Manfred Quiring Putins russische Welt  CHF 26.– 
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PRO LIBERTATE

Schweizerische Vereinigung für

Freiheit, Demokratie und Menschenwürde

Operationsziel Schweiz?

Operationsziel Schweiz!

Die Schweiz ist von Freunden umzingelt!

Allein, Staaten haben ja gar keine Freunde, nur Interessen. Bei derVerfolgung von Interessen wird abgewogen zwischen Aufwandund Ertrag. Erscheint der Aufwand, den Neutralen zu überfallengering, der Ertrag gross, heisst es dann bald einmal «Not kenntkein Gebot!» In einer Zeit, in welcher Worte und Tatsachen im-mer stärker auseinanderklaffen, verzichtet der Aggressor selbst aufden Satz, mit dem der deutsche Kanzler Theobald von BethmannHollweg 1914 den Überfall auf das damals neutrale Belgien recht-fertigte.

Die Schweiz der vergangenen gut 200 Jahre war immer wieder dasZiel von ausländischen Operationsplänen, welche bis 1815 gele-gentlich ausgeführt wurden. Seither sind sie Papier geblieben, wasaber in keiner Art und Weise ihre Ungefährlichkeit belegt. Es ver-hält sich im Gegenteil so, dass allein ein gütiges Geschick, ein Min-destmass militärischer Anstrengungen und eine insgesamt erfolg-reiche eigene Politik dem Land den Frieden in der Freiheit bewahrthat. So sind die Planungen von Deutschen, Italienern, Sowjets undanderen mehr in Vergessenheit geraten, zum Teil bis heute gar niebekannt geworden.

Das vorliegende Werk ruft das Vergessene in Erinnerung, keines-wegs um, wen immer es sei, anzuprangern, wohl aber, um Mitbür-gerinnen und Mitbürger daran zu erinnern, dass der ewige Preisder Freiheit auch morgen derselbe sein wird, von dem der Ire JohnPhilpot Curran 1790 in Dublin gesprochen hat: «Die Bedingung,unter welcher Gott dem Menschen Freiheit gegeben hat, ist ewigeWachsamkeit.»
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Matthias Kuster
Jürg Stüssi-Lauterburg
Hans Luginbühl
Wilfred Grab

Operationsziel Schweiz
Angriffe und Angriffspläne gegen die Schweiz seit 1792 —Verteidigung und Verteidigungspläne der Schweiz seit 1792

Mit einem Vorwort von Bundesrat Ueli Maurer

Jahrbuch Schweizer Luft- und  
Raumfahrt 2017
Im St. Galler Verlag Kömedia ist kürz-
lich die Erstausgabe einer neuen Serie 
erschienen: das Jahrbuch Schweizer Luft- 

und Raumfahrt. Es richtet sich sowohl an 
Fachleute aus allen Bereichen der Luft- 
und Raumfahrt, aber auch an Politiker 
und Privatpersonen, deren Interessen in 
diesem Bereich liegen. 
Die Ouvertüre bildet das 4-sprachige Vor-
wort von Bundesrat Johann N. Schneider 
Ammann, in welchem er auf die Be-
deutung der Luftfahrt für die Schweizer 
Wirtschaft eingeht. 

Das 160 Seiten umfassende Jahrbuch 
«Schweizer Luft- und Raumfahrt 2017» 
ermöglicht einen tiefen Blick hinter die 
Kulissen: von den Forschungsarbeiten im 
Windkanal, welche der stetigen Effizi-
enzsteigerung der Luftfahrt dienen, bis 
zu den hohen körperlichen Belastungen 
des Menschen im Kunstflug. Es ver-
schafft dank den vielfältigen Fachartikeln 
ein umfassendes Bild über die aktuellen  
Herausforderungen der Schweizer Luft- 
und Raumfahrt, sodass sich Politik und 
Wirtschaft für die Zukunft engagieren 
können. 

Brandneu!

Jetzt bestellen
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Manfred Quiring «Putins russische Welt – 
Wie der Kreml Europa spaltet» 
Ch. Links-Verlag, Berlin, 2017, 264 Seiten 
ISBN: 978-3-86153-9941-4

Bestellung siehe Seite 9

Der hybride Krieg Moskaus gegen Europa
Von Dr. iur. Friedrich Wilhelm Schlomann,  

D-Königswinter/Bonn 

Nach 16 Jahren Putin-Herrschaft ist die grosse 
Hoffnung des Westens zerplatzt, dass aus dem 
einst gefürchteten Sowjetimperium ein zivili-
siertes Russland würde; der Krieg mit Georgien, 
die Annexion der Krim, der verdeckte Krieg 
in der Ost-Ukraine sowie die militärische In-
tervention in Syrien sind nicht zu leugnende 
Tatsachen. Innenpolitisch ist die Verfassung 
Russlands von schönen Worten geprägt, die im 
Westen eine gewisse Wirkung erzeugen sollten, 
die im heutigen dortigen Alltag indes eine ganz 
andere Bedeutung haben. Wie früher sind die 
Sicherheitsorgane übermächtig und stehen aus-
serhalb jeder Kontrollmöglichkeit. Es fehlt die 
Gewaltenteilung, es gibt keinen Rechtsstaat, 
und eine Medienfreiheit existiert faktisch nicht. 
Aussenpolitisch will Putin nicht nur für Russ-
land die geografische Grösse der Sowjetunion 
erreichen, sondern gleichzeitig auch den Westen 
schwächen.

Januar 2013 legte der Chef des russischen Ge-
neralstabs seine Vorstellungen von der neuen 
militärischen Welt dar, wonach sich die früheren 
Grenzen zwischen Krieg und Frieden auflösen 
würden. Die Konflikte «neuen Typs» seien in 
ihren Wirkungen mit einem echten Krieg ver-
gleichbar. Der Generaloberst befahl dazu, den 
«breit gestreuten Einsatz von Desinformationen, 
politischen, ökonomischen und anderen nicht-
militärischen Massnahmen, die in Verbindung 
mit dem Protestpotenzial der Bevölkerung zum 
Einsatz kommen». Das müsse ergänzt werden 
«durch militärische Massnahmen verdeckten 
Charakters, darunter die Realisierung von Mass-
nahmen des Informationskampfes und Aktivi-
täten von Spezialeinsatzkräften.  Zur offenen 
Anwendung von Gewalt, teils unter dem An-
schein einer friedensschaffenden Tätigkeit wird 
in bestimmter Etappe nur dann übergegangen, 
um den endgültigen Erfolg zu erreichen». Hin-
ter diesen Worten steht die einfache Frage, wie 
Russland ohne direkte militärische Interventi-
on fremde Staaten untergraben und vernichten 
kann! 

Der verdeckte Krieg im Cyberspace, die durch 
Internet möglich gewordene massenhafte Ver-
breitung von Desinformationen und Manipulati-
onen werden zukünftig eine sehr wichtige Rolle 
spielen. Überaus plastisch legt das Buch mehrere 
Fälle von brutalem Rufmord dar. Entscheidend 
für die Urheber solcher Aktionen ist die erzeugte 
Verwirrung, dass es unmöglich wird, Wahrheit 
und Lüge zu trennen. März 2015 errichtete der 
Europäische Rat der EU die East StratCom 
Task Force (deutsch: Strategisches Kommuni-
kationsteam Ost) des Europäischen Auswärtigen 
Dienstes, die dem russischen Informationskrieg 
entgegenwirken soll. Über die 13jährige Lisa, 
die aus Angst vor ihren Russlanddeutschen El-
tern in Berlin eine Nacht fortblieb, hat es in 
Moskau noch lange von «Entführung» und «Ver-
gewaltigung» getönt, als die Wahrheit längst 
bekannt war. Ziel der offensichtlich konzentrier-

ten Desinformationskampagne war die Schwä-
chung von Bundeskanzlerin Merkel, die mit 
ihrem Festhalten an den Sanktionen gegenüber 
Moskau dort stark angefeindet wird; dass sich 
der Kreml bei den deutschen Bundestagswahlen 
stark einmischen wird und ihre Wiederwahl 
verhindern möchte, ist offensichtlich. Letzten 
November verurteilte das Europaparlament die 
russische hybride Kriegsführung scharf: ihr Ziel 
sei, die demokratischen Werte im Westen zu 
verleumden, die Mitgliedsstaaten zu entzweien 
und die Spaltung zwischen der EU und den USA 
herbeizuführen.

Einigen deutschen «Experten» wirft der Autor 
mit seinen 22 Jahren Moskau-Erfahrung einen 
«schon zu Starrsinn grenzenden Unwillen» vor, 
die Realität zu sehen. Ein unermüdlicher Ver-
fechter Moskaus ist Ex-Bundeskanzler Schröder, 
der Putin als «lupenreinen Demokraten» wertet 
und hohe Positionen in russischen Konzernen 
bekleidet. Nach dem Buch gehört er «zu den 
bestbezahlten Lobbyisten der Moskauer Pro-
pagandaoffensive». Mathias Platzek (ebenfalls 
SPD), einst Ministerpräsident Brandenburgs, 
ist Leiter des Deutsch-Russischen Forums, der 
unkritisch die dortigen Lügen übernimmt und 
nachträglich die Okkupation der Krim völker-
rechtlich sanktionieren will! Die Kreml-Führung 
hat keine Skrupel, ebenfalls ausländische Neo-
Nazis und Rechtsextremisten zu empfangen; 
wichtig ist nur, sie in die russische Einheitsfront 
gegen Europa und die USA einzugliedern! 

In dieser Lage zeigt der Westen bedauerlicher-
weise Unentschlossenheit und zweifelt oft an 
sich selbst. Westliche Kompromissbereitschaft 
pflegen Diktatoren stets als Schwäche auszule-
gen, die sie für eigene Machtinteressen ausnut-
zen; ebenso können Beschwichtigungen keine 
stabile politische Situation in Europa herbeifüh-
ren. Die Sanktionen des Westens schmerzen die 
Kreml-Führung gewiss, sind aber für eine alsbal-
dige Veränderung der Moskauer Aussenpolitik 
zu weich. Trotzdem sollte man das Gespräch mit 
Russland suchen, gerade aber auch mit dessen 
Zivilgesellschaft. Gleiches gilt für wirtschaft-
liche Zusammenarbeit. An den Sanktionen sollte 
der Westen festhalten, bis Moskau zumindest 
seine aggressive Politik gegenüber der Ukraine 
ändert. Wie aber kann der Westen Widerstand 
leisten gegen einen hybriden Krieg des Kremls, 
gegen die Strategie der Einschüchterung und 
gegen seinen Export von Drohungen und Angst? 
Einmal dadurch, dass er auf derselben Ebene 
antwortet. Zum anderen muss der Westen im 
Rahmen der NATO überhaupt seine Verteidi-
gungsfähigkeiten stärken, und zwar besonders 
in der Cybersphäre – bis heute ist er indes auf 
diesem Gebiet leider nicht genügend vorbereitet.

Nicht dank dem 
Bankgeheimnis 
reich
Die Schweiz hat ihren Wohlstand nicht der 
Unversehrtheit im Zweiten Weltkrieg oder 
dem Bankgeheimnis zu verdanken. Sie ge-
hörte schon Ende des 19. Jahrhunderts zu 
den reichsten Ländern.

Von Lukas Rühli, avenir suisse

Historische Zeitreihen zeigen, dass die Schweiz 
schon Ende des 19. Jahrhunderts den höchsten 
Wohlstand aller (relevanten) Länder aufwies – 
wenn auch dieser natürlich drastisch geringer 
als heute und zudem sehr ungleich verteilt war. 
Dieser Wohlstand war das Ergebnis einer Reihe 
wichtiger und richtiger Weichenstellungen – und 
das durchaus im wörtlichen Sinn: Der rasche, 
durch Private organisierte Bau eines Eisenbahn-
netzes war die Urzündung für eine moderne 
Schweiz, die beispielsweise als Forschungs-
standort brilliert. In der Tat blieb der Schweiz 
zwar ein grosser Einbruch während des Zweiten 
Weltkriegs erspart. Länder wie Deutschland, 
Frankreich oder Japan, die diesen Einbruch zu 
erleiden hatten, brauchten aber nicht mehr als 
10 –15 Jahre, um ihn wettzumachen. Seit 1970 
schmilzt der Wohlstandsvorsprung der Schweiz 
sogar deutlich. Von Ländern wie Singapur oder 
Norwegen wurde sie überholt, andere haben auf-
geschlossen. Unser Wohlstand ist keine Selbst-
verständlichkeit und wird auch nicht von aussen 
an uns herangetragen, sondern er muss kontinu-
ierlich erarbeitet werden.
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Offener Brief an die Parlamentarierinnen und Parlamentarier des Ja-Lagers zur Rentenreform 2020

Ihre Klientelpolitik – unser Schaden
Sehr geehrte Parlamentarierinnen und Parlamentarier des Ja-Lagers  
zur Reform der Altersvorsorge 2020 

Am 17. März 2017 haben Sie in der Schlussabstimmung zur Reform Al-
tersvorsorge 2020 mit Ihrer Ja-Stimme die Kündigung des Generationen-
vertrages unterschrieben. Sie haben Ja gesagt zu einem links geprägten 
AHV-Ausbau auf dem Buckel von uns Jungen. Sie haben zugestimmt, dass 
im Giesskannenprinzip Rentengeschenke in Milliardenhöhe auch an reiche 
Neurentner verteilt werden. Wohl wissend, dass diese Rentengeschenke 
nicht nachhaltig finanziert sind, haben Sie zugestimmt, dass auf Pump Geld 
verteilt wird. Die Rechnung für diese Geschenke schieben Sie uns Jungen 
in Form eines milliardenschweren ungedeckten Schecks zu. 

Wir Jungen sollen bezahlen, damit Sie mit «Zückerli» und mit fremdem 
Geld Ihrer Klientel Geschenke machen können. Es ist zu offensichtlich. 
Die grosse Mehrheit der Vertreterinnen und Vertreter des Ja-Lagers gehö-
ren selber zur Übergangsgeneration der 45- bis 64-Jährigen, die auf Kosten 
der Büezer, der Jungen und der heutigen Rentner zu Profiteuren gemacht 
werden soll. 

Als nationale Parlamentarierinnen und Parlamentarier müssen Sie nicht 
jeden Franken zweimal umdrehen, bevor Sie ihn ausgeben können. Die 
Situation bei den allermeisten Menschen in diesem Land ist nicht so rosig. 
Ja es macht uns etwas aus, dass wir für jeden Kaffee, für jeden Kinobesuch 
und für jeden Einkauf mehr bezahlen müssen. Und Ja, es schmerzt die 
einfachen Leute, wenn ihnen wegen höheren Beiträgen an die Sozialversi-
cherungen weniger Lohn ausbezahlt wird. Denn diese Leute brauchen das 
Geld. Sie haben keinen finanziellen Spielraum, um höhere Steuern und hö-
here Abzüge hinzunehmen, mit denen die Geschenke an reiche Neurentner 
finanziert werden müssen. 

Mit der ungerechten AHV-Reform werden die Menschen stark belastet, 
die Sie als Ihre Basis bezeichnen. Auch die heutigen Rentnerinnen und 
Rentner, die nicht die Möglichkeit hatten, sich über eine zweite oder 
dritte Säule Geld fürs Alter anzusparen, sollen die Rentengeschenke mit-
finanzieren. Selber erhalten diese Menschen aber keinen Rappen mehr. 
Menschen die auf Ergänzungsleistungen angewiesen sind, werden wegen 
Ihren Rentengeschenken selber weniger im Portemonnaie haben. Und die 

einfachen Leute müssen verzichten und sparen, damit oben Geschenke 
verteilt werden können. 

Sie haben uns Junge, die einfachen Leute, die Büezer und die heutigen 
Rentner mit dieser ungerechten AHV-Scheinreform verraten. Die Kündi-
gung des Generationenvertrages haben wir zur Kenntnis genommen. Aber 
das Volk wird nicht zulassen, dass Sie mit dieser ungerechten Scheinreform 
am 24. September 2017 durchkommen. 
 

Freundliche Grüsse     Junge SVP Schweiz

Benjamin Fischer,  
Präsident

Oliver Straub,  
Vizepräsident

Jean-Philippe Gay-Fraret,  
Vizepräsident

Andreas Gerber,  
Generalsekretär

Ex-Minister bleibt vorerst

Der westafrikanische Staat Gambia will seinen 
ehemaligen Innenminister nicht zurück. Ous-
man Sonko hatte über Jahre hinweg dem wohl 
exzentrischsten und brutalsten Diktator der Welt, 
Yahya Jammeh gedient. Während seiner Amts-
zeit kam es im ganzen Land immer wieder zu 
willkürlichen Inhaftierungen, Folter und öffent-
lichen Hinrichtungen. Nach über 22 Jahren an 
der Macht wurde er Anfang dieses Jahres, unter 

ausländischem Druck gestürzt. Sein Handlanger 
Sonko stellte jedoch bereits vergangenen No-
vember ein Asylgesuch in der Schweiz und lebte 
fortan einige Zeit unbehelligt als Asylsuchen-
der in einem Durchgangszentrum im bernischen 
Lyss. Ende Januar nahm ihn die Berner Kan-
tonspolizei nach Recherchen des SRF-Maga-
zins «Rundschau» allerdings fest, seitdem sitzt 
er in Untersuchungshaft: Ihm werden neben 
Verbrechen gegen die Menschlichkeit, Kriegs-
verbrechen und Völkermord vorgeworfen. Erst 
kürzlich verkündete der neue gambische Justiz-
minister gegenüber einem Internetportal, Son-
ko solle in Europa vor Gericht gebracht wer-
den. Seine Regierung kooperiere zwar mit den 
Schweizer Behörden, verzichte aber vorerst sel-
ber auf ein Auslieferungsgesuch. Sollte Gambia 
nun tatsächlich auf eine Auslieferung verzichten 
– und danach sieht es gemäss den Äusserungen 
der gambischen Regierung momentan aus, dann 
müsste Sonko bei einer Verurteilung seine Haft-
strafe in der Schweiz absitzen. Und da ein Häft-

Von Janosch 
Weyermann,  
Präsident Junge 
SVP Stadt Bern, 
Bern

Bild: zvg

ling in der Schweiz rund 390.– Franken pro Tag 
kostet, würde Sonko dem Steuerzahler jährlich 
mit mindestens 140’000 Schweizer Franken auf 
der Tasche liegen. Dabei haben Menschenrechts-
organisationen wie Amnesty International die 
neue demokratisch gewählte Regierung Gam-
bias für ihre Arbeit in den ersten hundert Tagen 
mehr als gelobt. Umso erstaunlicher ist es, dass 
das Land Sonko nun nicht zurückhaben will, um 
ihn vor Ort verurteilen zu können. Es bleibt also 
nur zu hoffen, dass das Auslieferungsgesuch 
doch noch gestellt wird. Mit einer Auslieferung 
würde die Schweiz nämlich zwei Dinge klar-
machen: Erstens, dass Schwerverbrecher wie 
Sonko in unserem Land nichts zu suchen haben. 
Und zweitens, 
dass Gambia 
die Fortschrit-
te, welche dem 
Land von Men-
schenrechtsor-
ganisationen at-
testiert werden, 
auch wirklich 
gemacht hat.
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SVP Academy 2017
Die SVP Academy findet jeweils samstags 
zwischen 10 und 15 Uhr, weitab der Hektik 
im schönen Toggenburg im Haus der Freiheit, 
Landgasthof Sonne, Wintersberg in Ebnat-
Kappel statt (www.hausderfreiheit.ch). 
Das Jahr 2017 steht unter dem Motto «Poli-
tisches Handwerk». 
 
Kurs 4/17 - Samstag, 16. September 2017, 10 
Uhr bis 15 Uhr 
Medienschulung – Argumentieren und De-
battieren, Rhetorik und Gestik
Mit Martin Baltisser, ehem. Generalsekretär 
der SVP Schweiz/Geschäftsführer Robinvest AG
Mit Esther Friedli, Geschäftsführerin pole-
stica.ch, Büro für politische Kommunikation 
und Beratung
Inhalt: Training und Schulung vor der Kamera. 
Auf was ist bei einem Auftritt zu achten? Was 
sind häufig gemachte Fehler? Wie platziere 
ich eine Botschaft? Was für Techniken der Ge-
sprächsführung gibt es, und wie platziere ich 
meine Argumente richtig?
 
Kurs 5/17 - Samstag 2. Dezember 2017, 10 
Uhr bis 15 Uhr
Erfolgreiche Aktionen und Events auf lo-
kaler und kantonaler Ebene 
Mit Franz Grüter, Unternehmer, Nationalrat, 
Präsident der SVP Kt. Luzern
Mit Esther Friedli, Geschäftsführerin pole-
stica.ch, Büro für politische Kommunikation 
und Beratung
Inhalt: Wie können wir intern und extern mobi-
lisieren? Was sind mögliche Aktionen um spe-
zielle Zielgruppen anzusprechen? Mit was für 
Events begeistern wir Junge für unsere Politik? 
 
Anmeldungen nimmt Esther Friedli  
unter der E-Mail-Adresse  
zukunftsseminar@bluewin.ch entgegen.
Die Seminare der SVP Academy sind kosten-
los. Allerdings wird ein Unkostenbeitrag von 
Fr. 20.– pro Teilnehmer erhoben, zuzüglich 
Verpflegung (Mittagessen, Getränke). Bei Be-
darf sind im Haus Übernachtungen jederzeit 
möglich.

Frustrierter Asylanten-Lehrer
Eine wahre Geschichte

Freund Franz, jahrzehntelang erfolgreicher Se-
kundarlehrer, ist pensioniert.
Er hat stets gegen die SVP gewettert. Sie verbrei-
te Lügen, verallgemeinere Einzelfälle, sie sollte 
Gas- und Elektroautos fördern, den Klimawech-
sel nicht leugnen, den Planeten retten, den Ar-
men helfen – und auch all den bedauernswerten 
Asylanten. Er hielt Immigranten für Opfer der 
Schweizer Waffenexporte, der zu geringen 
Entwicklungshilfegelder, und der grausamen 
Schweizer Migrationspolitik. «Sie bekommen 
keine faire Chance, haben keine Schulungsmög-
lichkeiten und sind zum Nichtstun verurteilt. 
Ihre Begabungen liegen brach. Sie sollten ihren 
Fähigkeiten entsprechend gefördert werden.»
Er befahl mir  eindringlich, ich solle meinen 
Partei-Kollegen die richtige Sicht der Dinge 
beibringen. Und übrigens die Weltwoche würde 
er nicht einmal mit einer Zange anfassen, vom 
Köppel kein Wort lesen.
«Ich bin Mitglied der SVP» war für ihn gleich-
bedeutend mit «Ich habe die Pest».
Freund Franz bietet seine Hilfe an. An zwei 
Halbtagen pro Woche unterrichtet er Asylanten, 
hilft ihnen deutsch zu lernen, konzipiert Dut-
zende von speziellen Aufgabenhilfen, gibt Fo-
tokopien ab, gestaltet einen praktischen und 
abwechslungsreichen Unterricht.
Als guter Mensch natürlich gratis. Ehrenamtlich, 
freiwillig, unbezahlt. Für die Asylanten und die 
Steuerzahler kostenlos. In der wohlbestallten, 
um nicht zu sagen, hochbezahlten Sozialindu-
strie ein weisses (oder schwarzes, je nach Sicht-
winkel) Schaf.
Er bereitet sich mit Herzblut vor, lässt sich von 
der Asylberaterin zwei Dutzend junge Männer 
zuteilen. 
Seinem Menschenbild entsprechend hält er sie 
für lernwillig, lernfähig, vielleicht sogar fleissig.
Er will mit seinem Engagement mithelfen, Asy-
lanten zu integrieren. Ein unrealistisches, aber 
weit verbreitetes Wunschdenken. Man kann kei-
nen anderen Menschen integrieren. Man kann 
ihm Chancen und Möglichkeiten anbieten, sich 
zu integrieren. Tun muss er es selber. Das ver-
anschaulicht die Antwort des Bauern auf die 
Frage des hilfsbereiten Städters: «Ich habe al-
les versucht,  Dein Pferd zu tränken, aber das 
Pferd säuft nicht. Warum?» «Es hat wohl keinen 
Durst». 
Integrieren ist wie trinken. Das kann man nur 
selber.
Total frustriert und enttäuscht  sucht er sich nach 
einigen Wochen eine Klagemauer – ausgerech-
net ein SVP-Mitglied ... mich. Warum mich? 

Meine Vermutung: Weil wir uns seit sechzig 
Jahren kennen. Das schafft, bei allen politischen 
Differenzen, ein gewisses Vertrauen. Meint er 
«Harte SVP-Schale – sozialer Kern?»
Er erlebt seine Schüler weder als intelligent, 
lernbereit,  noch fleissig und sieht sie nicht mal 
mehr als Opfer. Auch wer in der Heimat fünf 
Jahre zur Schule gegangen sei,  «bewege sich 
nicht sicher im Zahlenraum bis hundert». Ty-
pische Lehrersprak. Zur Veranschaulichung: Die 
geschultesten, die fünf Jahre Unterricht besucht 
hatten, können fünf plus fünf plus fünf zusam-
menzählen. Aber «drei mal fünf» geht nicht.
Seine Hoffnung, die «Schüler» würden zuhause 
die liebevoll und sachkundig zusammengestell-
ten Arbeitsblätter anschauen, den Stoff versu-
chen aufzunehmen, wenigstens einen Hauch von 
Hausaufgaben machen, hat sich zerschlagen. 
Manche erscheinen unregelmässig, bringen fan-
tasievolle Ausreden, andere wechseln zu einem 
Kurs wo (Lehrer Lohn und) Schüler für die Teil-
nahme einen «Stempel», fast ein Mini-Diplom 
erhalten, das für die neu erfundene Anlehre, zum 
Beispiel als Gemüsewascher, qualifiziert.
Freund Franz hat keine Belohnungen zu ver-
teilen, weder Stempel noch Testate. Indem der 
gute Mensch eine ideelle, ehrenamtliche Tä-
tigkeit gewählt hat, steht er ausserhalb des Bil-
dungssystems. Bestrafen kann und will er nicht. 
Unangemessenes Verhalten, welches keinerlei 
Folgen hat, führt nicht zu neuem, erwünsch-
tem Verhalten. Das gilt in der Kindererziehung 
ebenso wie in der Personalschulung und in der 
gesetzgebenden Politik.
Lehrer Franz fühlt sich irgendwie hintergangen, 
verarscht, enttäuscht. «Ich muss zugeben, dass 
ich mich getäuscht hatte.» Jetzt muss er seinen 
Frust irgendwo deponieren. Er schimpft und 
beklagt sich, dass sich die jungen Männer ganz 
anders verhielten, als er es sich vorgestellt hatte.
Eigentlich ist nicht das Verhalten der Asylanten  
schuld; es war sein Wunschdenken, sein idea-
lisiertes Menschenbild, das den Blick auf die 
Realität, auf die Tatsachen trübte. So wie bei 
vielen Gutmenschen. Der Unterschied zu guten 
Menschen: Bei Gutmenschen kann nicht sein, 
was nicht sein darf. Gute Menschen beachten 
die Realität.

«Du redest ja jetzt wie ein SVP-ler», halte ich 
ihm entgegen. Die Pointe: «Freund Franz sagt 
nicht nein»!
Er wird nicht in eine Partei eintreten. Muss er 
auch nicht. Aber darauf achten, Wunschdenken 
und Denken auseinanderzuhalten.

Von  
Dr. Frederik Briner 
5210 Windisch AG

Ideologie
trübt oder verhin-
dert das Denken, 
die Logik, das 
Erkennen der  
Realität
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JSVP BE setzt sich ein gegen den geplanten Transitplatz 
Wileroltigen:

«Fahrende fahrt weiter!»

Von Adrian Spahr und Nils Fiechter,  
Co-Parteipräsidenten Junge SVP Kanton Bern 

Der Regierungsrat des Kantons Bern plant 
nach dem vom Grossen Rat versenkten Projekt 
«Transitplatz Meinisberg (BE)» bereits einen 
neuen Transitplatz für ausländische Fahrende 
in Wileroltigen (BE). Die Junge SVP Kanton 

Bern fordert, dass das Stimmvolk der Gemeinde 
Wileroltigen abschliessend entscheiden kann, 
ob ein entsprechender Transitplatz geschaffen 
werden soll. Kommt dieser Volksentscheid nicht 
zustande, wird die Junge SVP Kanton Bern 
den Transitplatz Wileroltigen auf allen Ebenen 
bekämpfen – nötigenfalls mit einem kantonalen 
Referendum.

Bild: zvg

Dank Junger SVP Kanton Bern:  
keine zusätzlichen 105 Asylmillionen!

Von Adrian Spahr und Nils Fiechter, Co-Partei-
präsidenten Junge SVP Kanton Bern 

Das Berner Stimmvolk hat am 21. Mai 2017 
klar zusätzliche 105 Millionen für Asylbewer-
ber abgelehnt. Dies ist ein grosser Erfolg für 
die Junge SVP Kanton Bern, welche gegen 
den entsprechenden Grossratsbeschluss das 
Referendum ergriffen hat. Die Junge SVP 
Kanton Bern sieht sich durch diesen klaren 
Volksentscheid einmal mehr bestätigt, in der 
Asylpolitik die richtige Linie zu vertreten.

Der Bund bezahlt den Kantonen die Kosten aus 
dem Vollzug des Asylgesetzes mit grosszügigen 
Pauschalen. Diese sollen alle Aufwendungen 
der Kantone bei einer Unterbringung, Betreu-
ung und Krankenversicherung von Personen im 

Asylbereich decken. Der Kanton Bern erhält 
hierzu Bundesgelder in der Höhe von jährlich 
rund 181 Millionen Franken. Der Grosse Rat des 
Kantons Bern hat in der letzten Septembersessi-
on beschlossen, dass der Kanton zusätzliche 105 
Millionen Franken für Asylbewerber ausgeben 
soll. Die Junge SVP Kanton Bern hat deshalb das 
Referendum ergriffen.

Das Berner Stimmvolk hat sich gegen Luxus-
lösungen in der Asylpolitik ausgesprochen. Die 
Junge SVP Kanton Bern ist stolz, sich gegen die 
gesamte Classe politique durchgesetzt zu haben. 
Es konnte eine wichtige Abstimmung zugunsten 
rechtschaffender Steuerzahler gewonnen wer-
den.

Die Junge SVP Kanton Bern ist froh, dass dem 
Kanton Bern für die Jahre 2016-2019 unnö-
tige Ausgaben in Höhe von zusätzlichen Fr. 
105‘000‘000.— erspart bleiben. Einmal mehr 
zeigt sich, dass es sich in unserer direkten De-
mokratie lohnt, kein Blatt vor den Mund zu neh-
men. Die Junge SVP Kanton Bern hat während 
Monaten auf die Missstände des unnötigen Asyl-
sozialhilfekredits hingewiesen – mit Erfolg. Die 
Positionen der Jungen SVP Kanton Bern sind 
nicht nur referendums- sondern beim Berner 
Stimmvolk auch mehrheitsfähig.

Abfall, Fäkalien, Unruhe und Lärm; auslän-
dische Fahrende bedeuten für die ortsansässige 
Bevölkerung oftmals massive Nachteile. Dies 
wurde bereits regelmässig und landesweit in 
diversen Fällen unter Beweis gestellt. Auslän-
dische Fahrende bringen meistens Chaos mit 
sich und haben oft die Entstehung rechtsfreier 
Räume zur Folge.

Die Junge SVP Kanton Bern wird deshalb den 
Plan des Regierungsrats des Kantons Bern, in 
Wileroltigen einen millionenteuren, dauerhaften 
Transitplatz für ausländische Fahrende zu schaf-
fen, auf allen Ebenen bekämpfen. Die Stimm-
berechtigen der Gemeinde Wileroltigen müssen 
zwingend das letzte Wort haben, da sie von einem 
Transitplatz direkt betroffen wären und mit den 
meist negativen Konsequenzen leben müssten. 
Falls dieser föderalistische Prozess durch den 
Regierungsrat nicht gewährleistet wird, wird die 
Junge SVP Kanton Bern von ihren demokrati-
schen Instrumenten Gebrauch machen.

Für den 14. August 2017 wäre ein erster öffent-
licher Informationsanlass mit Anwesenheit des 
zuständigen Regierungsrats Christoph Neuhaus 
geplant gewesen. Auch die Junge SVP Kanton 
Bern wurde vom Bürgerkomitee «Kein Transit-
platz Wileroltigen» eingeladen, an besagter Ver-
anstaltung ein Referat zu halten. Aufgrund von 
massiven Drohungen und vorhergegangenen 
Vandalen (versprayte und abgerissene Plakate 
gegen den Transitplatz, zerstörte Strohballen 
und Transparente) musste der Anlass allerdings 
abgesagt werden. Dies ist ein weiteres Beispiel, 
bei welchem linksextreme Gewalt eine fried-
liche Veranstaltung verhindern konnte. Unsere 
direkte Demokratie und die Meinungsäusse-
rungsfreiheit werden längst nicht mehr «nur» 
auf nationaler Ebene mit Füssen getreten.

Die Bevölkerung der Gemeinde Wileroltigen 
kann auf die volle Unterstützung der Jungen 
SVP Kanton Bern zählen. Dies gilt ebenfalls für 
sämtliche andere bernische Gemeinden, wel-
chen vom Kanton unnötige Lasten aufgezwun-
gen werden. Es ist grundsätzlich falsch, mit 
neuen Transitplätzen immer mehr ausländische 
Fahrende anzulocken – wehret den Anfängen!
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Anlässe für die Ausgabe 4/2017 melden an: idee@jsvp.ch – Bitte konsultieren Sie für Details die jeweiligen Homepages!

Veranstaltungshinweise der JSVP-Kantonalsektionen

www.jsvpbern.ch 
24.9.2017 Burezmorge, Bienzgut Büm-
pliz, ab 9.30 Uhr
30.9.2017, 10.30 Uhr 
Bundeshausführung mit 
Nationalrat Erich Hess, 
anschliessend Käsefondue, 
(Anmeldung 078 812 38 62) 
Teilnehmerzahl beschränkt
Vortrag Divisionär aD Peter Regli
Donnerstag, 5. Oktober 2017, Kaserne 
Bern, Auditorium, Papiermühlestrasse 
13 (Navigationsystem: Kasernenstrasse 
27), 18.45 Uhr Apéro, 19.30 Referat
1.12.2017, 19 Uhr, Chinoise-Essen Re-
staurant Kreuz, Wohlen

www.jsvp-sg.ch 
www.jsvp-zh.ch 

www.jsvp.ch
21.10.2017 DV

www.judc-fr.ch

www.jsvp-aargau.ch

www.jsvp-ar.ch

www.jsvp-bl.ch
21.10.2017 DV

www.jsvp-bs.ch

www.jsvp-gl.ch

www.judc-ju.ch

www.jsvp-luzern.ch

www.jsvp-sh.ch

www.jsvp-so.ch

www.jsvp-thurgau.ch
2.10.2017 WEGA-Montag (WEGA-Treff) 
in Weinfelden 
25.10.2017 Mitgliederversammlung 
JSVP TG in Weinfelden
9.12.2017 Fondueplausch in Weinfelden
3./4.2.2018 Ski- und Schlittelplausch im 
Bündnerland

www.jsvpo.ch

www.udc-vaud.ch/jeunes 

www.jsvp-zg.ch

www.udc-ti.ch

www.judc-ne.ch

www.jsvp-nw.ch

www.jsvp-ow.ch

www.jsvp-sz.ch

www.jsvp-gr.ch
30.9.2017, ganzer Tag, Beginn 10:30 Uhr, 
Parteitag Junge SVP Graubünden (Partei-
programm)
4.11.2017, abends, Mitgliederversamm-
lung (Parolenfassung)
2.12.2017, abends, Weihnachtsessen

www.jsvp.ch

www.jsvp-uri.ch

www.judc-ge.ch

Dr. med. vet. Magali Kreienbühl Dr. med. vet. My Klenk

Die Kleintierpraxis, die Herz und Sachverstand in konventioneller und komplementärer 
Medizin verbindet.
Wir freuen uns auf Sie und heissen Ihre Lieblinge – Hund & Katze, Fisch & Vogel, 
Kaninchen & Nager, Reptil & Amphibie – herzlich willkommen (wir sprechen 
D/F/E).

Neu eröffnet: Kleintierpraxis

Kleintierpraxis Pezzi.Vet AG
Pestalozzistrasse 40 . 3007 Bern

Tel. 031 372 02 02 . info@pezzi.vet . www.pezzi.vet
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Gastkommentare und Inserate müssen sich nicht mit der 
Redaktionsmeinung decken. Wir üben keine Zensur aus, 
wie dies leider heute bei anderen Medien immer mehr vor-
kommt. 

Setzen Sie ein klares Zeichen!

DER GUTE TIERCIRCUS MUSS ERHALTEN BLEIBEN.

Keine Tierhaltung in der Schweiz steht unter so 
strenger Kontrolle wie die Circustierhaltung. 
Fast an jedem Gastspielort werden wir vom zu-
ständigen Veterinäramt überprüft.

Mit gutem Gewissen können Sie in der Schweiz 
eine Circusvorstellung mit Tieren besuchen, und 

wir bitten Sie, dies auch weiterhin zu tun, um 
so ein klares Zeichen für das Zusammenleben 
zwischen Mensch und Tier zu setzen.

Gerne beantworten wir Ihnen Ihre Fragen zur 
Tierhaltung im CIRCUS ROYAL. Stellen Sie 
uns diese per Mail an: info@circusroyal.ch

Wir sind verfolgt!!!
Fast täglich müssen wir miterleben, wie Tier-
rechtsaktivisten vor unserem Eingang mit Trans-
parenten und Flyern Unwahrheiten über das 
Leben von Tieren im Circus verbreiten und 
Sie – unser Publikum – abhalten wollen, unsere 
Vorstellung zu besuchen.

Militante Tierrechtler, vereint in verschiedenen 
zum Teil bereits als kriminelle Vereinigungen 
verurteilten Organisationen, führen mit be-
ängstigender Rücksichtslosigkeit regelrechte 
«Kreuzzüge» gegen Circusse, die bewusst nicht 
auf ihre Tierhaltung verzichten. Dabei scheu-
en sich fanatische Tierrechtler nicht, verbreitet 
sogar auf Straftatbestände zurückzugreifen, um 
ihre Ziele durchzusetzen.

Fast täglich müssen wir die Polizei bemühen, um 
uns und unsere Tiere zu schützen.

Hausfriedensbruch / Sachbeschädigung / Kör-
perverletzung / Verleumdung / Beleidigung

Dies sind nur einige Punkte, die wir Tag für Tag 
über uns ergehen lassen müssen. Unter dem 
Deckmantel des «Tierschutzes» und der «freien 
politischen Meinungsäusserung».

JSVP Politcamp 2017

Am diesjährigen Politcamp der Jungen SVP 
Schweiz befassten sich zahlreiche Mitglieder 
mit den Themen der Zukunft. Es gab Vorträge 
von hochkarätigen Gästen, wie den Nationalrä-
ten Toni Brunner, Andreas Glarner und David 
Zuberbühler, sowie auch vom JSVP-Kantons-
ratspräsidenten von St. Gallen Ivan Louis und 
unserem Parteipräsidenten Benjamin Fischer. 
Weiter wurden der Social Media Wahlkampf, der 
gezielte Einsatz von diversen Online-Tools und 
andere Erfahrungen untereinander ausgetauscht. 
Besonders in den Bar-Camps unter der Leitung 
von Thomas Gemperle (SVP GS) und Samuel 
Lütolf (JSVP SZ) konnten sich die Mitglieder 
einbringen und ihr Wissen austauschen.

Das diesjährige Politcamp der 
Jungen SVP Schweiz fand vom 
28.–30. Juli im Haus der Frei-
heit in Toggenburg SG statt. 
Das Programm mit hochkarä-
tigen Gästen konnte zahlreiche 
JSVP-Mitglieder aus der ganzen 
Schweiz anlocken. Aber auch 
der grosse Wissens- und Erfah-
rungsaustausch im Social Media 
Bereich wurde von den Mitglie-
dern sehr geschätzt.

Die Vorträge von Toni Brunner, 
Andreas Glarner, David Zuber-
bühler, Ivan Louis und Benja-
min Fischer schafften eine solide 

Grundlage für die Thematiken der Zukunft. Sei 
es im Bereich des Online-Wahlkampfs, der di-
versen Online-Tools oder auch allgemein in der 
zukünftigen Vermarktung als Politiker und als 
Partei. In den Diskussionen während des Bar-
Camps konnte dann weiter auf dieser Grundlage 
und den eigenen Erfahrungen aufgebaut werden.

Auch das gesellige Abend-Programm durfte na-
türlich nicht zu kurz kommen. Nach den Nacht-
essen konnten die Mitglieder gemütlich den Tag 
auslaufen lassen.

Das nächste Politcamp ist bereits wieder ange-
setzt. Es wird vom 27.–29. Juli 2018 stattfinden.

Herbstzeit  
ist Igelzeit
Findet man einen offensichtlich hilfsbedürftigen 
Igel, sollte dieser behutsam mit Handschuhen 
eingefangen und in einem Katzentransportkorb 
zu der nächstgelegenen Igelstation gebracht 
werden. Die Pflege erfordert sehr viel Sach-
verstand, Zeit und Geld und sollte nur einem 
Experten überlassen werden. In der Schweiz 
gibt es Igelstationen in verschiedenen Kantonen. 
Dort kümmern sich Fachleute um das Wohl der 
Tiere. Wichtig ist, dass die Tiere, bevor sie den 
Experten übergeben werden, nie, auch nicht 
übergangsweise, mit ins Haus genommen wer-
den. Die warmen Temperaturen führen zu einem 
rapiden Anstieg der ungewünschten Parasiten 
wie Flöhe oder Lungenwürmer.

Andrea Mäder, VIER PFOTEN Schweiz,  
8048 Zürich 
andrea.maeder@vier-pfoten.org 
www.vier-pfoten.ch
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Kaktus an:Rose an:

Jolanda Brunner David Lukas Kohler

David Lukas Kohler, besser be-
kannt als «Knackeboul» übt sich 
als Rapper, Beatboxer, Moderator 
für das Schweizer Jugendradio 
SRF VIRUS und Entertainer bei 
der Jugendsendung «joiz». Aufge-
wachsen ist er in Portugal und in 
der Schweiz, seine linke Gesin-
nung bringt er beim Onlineportal 
«watson» ein und verbreitet seine 
Hasstiraden ungehindert über Fa-
cebook. So bezeichnete er alt Bun-
desrat Dr. Christoph Blocher als 
senilen Rechtspopulisten und die 
Vertreter der Jungen SVP als «ver-
dammte Hurensöhne» und drohte 
ihnen zudem mit Gewalt. Anstand 
und Respekt scheint der Linksex-
treme weder am Gymnasium noch 
an der von ihm besuchten Hoch-
schule der Künste in Bern gelernt 
zu haben.

Unendliche Geduld bewies Jolan-
da Brunner von der SVP. Die-
se schlug im November 2016 im 
zweiten Wahlgang ihre Konkur-
rentin von der SP um über 800 
Stimmen (bei einer Wahlbeteili-
gung von 51%) und wurde damit 
zur ersten Gemeindepräsidentin 
von Spiez gewählt. Ihr Amt konnte 
sie jedoch nun über sieben Monate 
nicht antreten, da eine Mitbürgerin 
ihre demokratische Wahl nicht an-
erkennen wollte und über das Ber-
nische Verwaltungsgericht bis hin 
zum Bundesgericht Beschwerden 
einreichte. Jetzt heisst es: Ende gut, 
alles gut. Nach der Ablehnung der 
Beschwerde in Lausanne steht ihr 
der Weg als erste Frau an die Spitze 
der Spiezer Exekutive offen. DIE 
IDEE gratuliert herzlich!
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